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n internationalen Kreisen hat sich
die Debatte über handelsbezoge-
ne Fragen in den letzten Jahren

stark vorwärts bewegt. Durch eine
Reihe erfolgreicher Proteste und
Kampagnen angestoßen, konstruier-
ten progressive Wissenschaftler und
Aktivisten einen wirksamen Ge-
genentwurf in Opposition zu der von
den führenden westlichen kapitalisti-
schen Staaten und der von interna-
tionalen Organisationen wie der Welt-
handelsorganisation (WTO), der
Weltbank und dem Internationale
Währungsfonds (IMF) favorisierten
Agenda. Obwohl im Zuge der terro-
ristischen Anschläge vom 11. Sep-
tember 2001 in den USA Rückschlä-
ge in Kauf genommen werden
mussten, ist der Schwung wieder da
und die Debatte geht weiter. Dies gilt
besonders für die Bereiche des Han-
dels, in denen es Bemühungen gab,
Initiativen von Fairem Handel, »De-
Globalisierung«, lokalem wirtschaftli-
chen Management und Entwicklung
und »Globalisierung von unten« als
Alternativen zum neoliberalen Han-
delsregime zu verbinden.

Die weitere Vertiefung dieser
Initiativen wird sicher höchst bedeut-
sam für eine große Zahl von Entwick-
lungsländern sein. Es muss jedoch
anerkannt werden, dass zumindest in
einem Fall die Bedeutung solcher
Alternativen begrenzt sein wird. Wie
schon die eingangs zitierten Worte
Daw Aung San Suu Kyis ausdrücken,
ist unter gegenwärtigen Umständen
der Kampf in Burma auf etwas we-
sentlich Grundlegenderes ausgerich-

tet — auf ein liberaleres und freieres
Handelsregime — an Vorstellungen
eines »Fairen Handels« ist derzeit
kaum zu denken. Überdies muss jeg-
liche Diskussion um alternative For-
men wirtschaftlicher Kontrolle und
Organisation die Tatsache zum Aus-
gangspunkt nehmen, dass in Burma
eine höchst skrupellose repressive
Militärjunta an der Macht ist. Das
macht es höchst unwahrscheinlich,
dass Versuche von »De-Globalisie-
rung« oder »Lokalisierung« ernsthaft
den Wünschen und Bedürfnissen der
Bevölkerung entsprechen. In diesem
Aufsatz wird versucht, beide Punkte
zu diskutieren.

›Unfreier‹ Handel
in Burma

Handel ist ein wichtiger Teil
der Wirtschaft in Burma, der seit den
Achtziger Jahren etwa 20 Prozent des
Bruttoinlandproduktes ausmacht.
Dem ansehnlichen Handelsvolumen
kommt beträchtliche strategische
Bedeutung zu, Handel ist höchst lu-
krativ. Daher überrascht es nicht,
dass dieser Sektor eine der ersten
Bereiche war, die die Junta unter
Kontrolle zu bringen gedachte, als
1988 der State Law and Order
Restoration Council (SLORC) die
Macht übernahm. Seither haben der
SLORC — und seine jüngste Rein-
karnation, der State Peace and Deve-
lopment Council (SPDC) — ein ver-
wobenes Netz formeller und informel-
ler Kontrollen über den Handel in

Burma gesponnen. Heute ist es un-
möglich, eine bedeutsame Han-
delsaktivität zu finden, die nicht un-
ter militärischer Kontrolle oder Beein-
flussung steht. Das ist genau der
Grund, warum Daw Aung San Suu
Kyi von der Notwendigkeit einer libe-
ralen Phase in der Entwicklung
Burmas spricht. Der Handel wird der-
zeit unter höchst unliberalen Bedin-
gungen gehandhabt. Es gibt keinen
freien Handel in Burma. Handel ist
unfrei.

Das Ausmaß der Unfreiheit
im Handel Burmas ist ganz offen-
sichtlich. Importe und Exporte werden
routinemäßig strikt von der Junta ge-
regelt und jegliche Bewegung von
Waren wird sorgfältig von den Zollbe-
hörden geprüft. Mit dem Handel ver-
bundene finanzielle Transaktionen
müssen die vom Militär kontrollierten
Banken passieren und werden mit
gleicher Sorgfalt überprüft. Es liegt in
der (einschüchternden?) Natur sol-
cher Kontrollen, dass nur sehr wenige
Privatpersonen oder Unternehmen
erfolgreich im Handel tätig werden.
Stattdessen wird der Sektor von Han-
delsgesellschaften dominiert, die
entweder direkt dem Militär gehören
oder als »Joint Ventures« aus Ver-
wandten, privilegierten Geschäftsleu-
ten oder Cronies bestehen (z. B.
Myawaddy Trading, Union of Myan-
mar Economic Holdings, Shwe Than
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Lwin Trading, Asia World Limited,
etc.).

Diese Unternehmen genie-
ßen höchst privilegierte Stellungen und
konkurrieren nicht gleichberechtigt
mit anderen in Burma. Ihre direkten
Verbindungen zum Militär garantieren
ihnen Vorzugsbehandlung beim Zoll
und anderen Behörden. Auch die
Banken gewähren großzügige Bedin-
gungen, um die Aktivitäten dieser
Unternehmen zu unterstützen, sei es
durch bevorzugten Zugang zu Kredi-
ten oder ausländischer De-
visen. Darüber hinaus erhal-
ten einige Unternehmen spe-
zielle Privilegien von der
Militärregierung, die ihnen
unbestreitbare Kontrolle ü-
ber Import und Export be-
stimmter Waren sichern. Mit
Hilfe von Monopolen, Lizen-
zen, Konzessionen etc. kön-
nen die Unternehmen gan-
ze Marktsektoren dominie-
ren und diese zur eigenen
Bereicherung ausbeuten.
Die kleineren Unternehmen,
die in periphere Handelsbe-
reiche gezwungen werden,
können in Burma dem Mili-
tär nicht entkommen. Fast
alle Aktivitäten werden der
einen oder anderen Form
militärischer Prüfung unter-
zogen, nur allzu oft in Ver-
bindung mit Erpressung
und Wucher durch Militärs
und mit der Zahlung von
Bestechungsgeldern.

So zeigt das Militär
auf allen Ebenen vom
höchsten Level des Sektors bis hin
zum Kleinhandel deutliche Präsenz.
Ausgehend von diesem vorherr-
schenden Einfluss gestaltet sich
Handel in Burma unter keiner der
Richtlinien und Normen, die für sol-
che Aktivitäten in anderen Ländern
üblich sind. Korruption, Bestechung,
Erpressung und Wucher sind weit
verbreitet, und auch die allergrundle-
gendsten Regulierungen und institu-
tionellen Rahmenbedingungen feh-
len, um solche Aktivitäten zu fördern.
Handel reduziert sich im Wesentli-
chen auf einen Mechanismus zur
persönlichen Bereicherung der Mili-
tärs und ihrer Cronies. Von fairem
Handel zu sprechen erscheint in die-
sem Kontext völlig unangemessen.
Eine Befreiung des Handels aus der
Militärkontrolle muss die erste Priorität

und eine notwendige Voraussetzung
für erfolgreiche Initiativen in Richtung
eines fairen Handels sein.

›De-Globalisierung‹ und
›Lokale‹ Entwicklung:
Eine Alternative?

In Verbindung mit freiem
Handel richtet sich in progressiven
Kreisen der Fokus stark auf ›De-
Globalisierung‹ and ›Lokalisierung‹ als

alternative Ansätze zu wirtschaftli-
chem Management und Organisati-
on. Wie von Walden Bello in seinem
bahnbrechendem Buch1) entwickelt,
beinhaltet ›De-Globalisierung‹ eine
Verringerung von Macht für interna-
tionale Organisationen wie WTO,
Weltbank und IMF und einen Transfer
dieser Macht auf die nationalen Re-
gierungen, damit diese befähigt wer-
den, geeignete Entwicklungsstrategi-
en zu verfolgen, die den lokalen Um-
ständen und den Bedürfnissen der
Bevölkerung angepasst sind. (siehe
auch Walden Bellos Artikel S.4) Er-
gänzend können als Bemühungen in
Richtung ›Lokalisierung‹ Ressourcen
und Entscheidungsgewalt auf niedri-
gere Ebenen der Gesellschaft über-
tragen werden. Hierdurch würde die
Partizipation der Bevölkerung an

Entwicklung gefördert, Fähigkeiten
aufgebaut und ›Entwicklung‹ würde
viel wirksamer denen dienen, die sie
am nötigsten brauchen.

Fraglos sind dies ehrenhafte
und höchst erstrebenswerte Ziele. Es
muss jedoch anerkannt werden, dass
diese sich unter den gegebenen
Umständen in Burma äußerst un-
wahrscheinlich realisieren lassen. Er-
staunlicherweise hat die von Bello
vorgeschlagene Strategie verplüffen-
de Ähnlichkeiten mit dem, was die

Militärjunta schon lange
vertritt. Mit Beschwerden
über Einmischung von au-
ßen machte sich die Junta
immer schon für eine Re-
duktion ausländischen Ein-
flusses stark, um ihr eige-
nes einzigartiges Entwick-
lungsmodell verfolgen zu
können. Es ist jedoch klar,
dass dieses Entwicklungs-
modell weder im Interesse
Burmas noch in Überein-
stimmung mit den Bedürf-
nissen der Bevölkerung
steht. Stattdessen werden
die Reichtümer des Landes
ausgeplündert und zum
persönlichen Gewinn des
Militärs und seiner Verbün-
deten benutzt. Hier muss
betont werden, dass dies
keine Kritik an Bellos Ansatz
ist. Dieser bleibt völlig kor-
rekt. Im speziellen Fall Bur-
ma jedoch würde ein Plä-
doyer für ›De-Globalisie-
rung‹ lediglich dem Militär in
die Hände spielen und über

theoretische und ideologische Un-
terstützung seine nicht-legitime Herr-
schaft in Burma untermauern. Solan-
ge die Militärjunta in Burma an der
Macht ist, wird ›De-Globalisierung‹
nicht den angestrebten Erfolg bringen.

Ähnliche Vorsicht ist hinsicht-
lich ›Lokalisierung‹ geboten. Unter mili-
tärischer Herrschaft fallen regionale
Gebiete sehr wirksam in die Zustän-
digkeit des lokalen Militärkommandos.
Darüber hinaus werden regionale In-
itiativen gewöhnlich von den lokalen
Stellen der Union Solidarity and Deve-
lopment Association (USDA) ausge-
führt. Diese Organisation repräsen-
tiert jedoch alles andere als die loka-
len Interessen der Bevölkerung. 1993
von der Junta gegründet, wird sie un-
eingeschränkt vom Militär und seinen
Verbündeten kontrolliert und dient aus-
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schließlich entsprechenden Interes-
sen. Angesichts dieser alles beherr-
schenden Militärkontrolle auf der loka-
len Ebene ist es höchst unwahr-
scheinlich, dass Bemühungen um ›Lo-
kalisierung‹ positive Resultate hervor-
zubringen vermögen. Stattdessen ist
es wahrscheinlicher, dass die Übertra-
gung von Ressourcen und Entschei-
dungsmacht auf die lokale Ebene po-
sitive Initiativen untergraben würde und
die Ressourcen direkt in Projekte ge-
langen, die den Militärinteressen dienen.

Folglich sind ›De-Globalisie-
rung‹ and ›Lokalisierung‹ trotz ihrer

Attraktivität als Alternativen unter den
gegebenen Umständen für Burma
leider keine machbaren Optionen.
Unter der militärischen Kontrolle wür-
den die Bestrebungen verdreht und
in Mechanismen verwandelt, die le-
diglich dazu dienten, die autoritäre
Herrschaft zu stärken und zu stützen.

Schlussfolgerungen

Es soll hier noch einmal be-
tont werden, dass dieser Beitrag
keinesfalls als Kritik gegen gegen
›fairen‹ Handel, ›De-Globa-
lisierung‹ oder ›Lokalisierung‹ ge-
wertet werden sollte.

Diese Konzepte sind
wertvolle Ideen und Initiativen, die
in der Mehrzahl der Entwicklungs-
länder mit hoher Wahrscheinlich-
keit positive Resultate erzeugen
können. Im Falle Burma jedoch

sind solche positiven Ergebnisse un-
wahrscheinlich. Das ist nicht der
Fehler der Initiativen selbst. Es sind
die internen Gegebenheiten in Bur-
ma, an denen etwas auszusetzen ist
und die grundlegend verändert wer-
den müssen. Die Militärherrschaft in
Burma muss zu einem Ende gekom-
men sein, bevor irgendwelche dieser
Initiativen eine Chance auf Erfolg ha-
ben werden. Wenn ›fairer‹ Handel
greifen soll, muss der Handel zu-
nächst aus den Fängen des Militärs
befreit werden. ›De-Globalisierung‹
kann erst handfeste Ergebnisse er-
zeugen, wenn wieder eine ernsthaft
demokratische und repräsentative
Regierung im Amt ist. Zur Realisie-
rung des vollen Potentials von ›Loka-
lisierung‹ muss zunächst die tücki-
sche und alles beherrschende militä-
rische Kontrolle über die Gemeinden
aufgehoben und durch grassroots
Organisationen ersetzt werden, die
ernsthaft die lokalen Bedürfnisse und
Wünsche repräsentieren.

Selbstverständlich ist das
Absetzen des Militärregimes ein
langfristiges Ziel. In der Zwischenzeit
kann jedoch eine Menge getan wer-
den, den Spielraum des Regimes zu
verringern und seinen Zusammen-
bruch zu beschleunigen. Im Bereich
Handel spielen internationale Sank-
tionen exakt diese Rolle. Um ein Bei-
spiel zu geben: Kürzlich besuchte der
Außenminister des Regimes einige
Nachbarstaaten im Bestreben, Han-
del und ausländische Investitionen in

Burma zu fördern. Ihm zufolge vertritt
Burma nun eine »Politik der offenen
Türe« und heißt Handel und Investi-
tionen aus allen Ländern willkommen.
Es gäbe darüber hinaus die Bereit-
schaft, so der Außenminister, Han-
dels- und Investitionsverträge mit an-
deren Regierungen abzuschließen,
um derartige Beziehungen zu erwei-
tern.

Dies ist nichts weiter als der
verzweifelte Versuch des Militärs, das
Land an den meistbietenden auszu-
verkaufen, und alles für den eigenen
Gewinn. Es sollte jeder Versuch un-
ternommen werden, die Bemühun-
gen des Regimes in diesem Bereich
zu vereiteln. Leider gibt es jedoch
keinen Mangel an Regierungen in der
Region, die gewillt sind, auf die An-
gebote des Regimes einzugehen.
Bisher haben Thailand, Bangladesch
und China (inklusive der provinziellen
Regierung Yunan) mit Eifer geantwor-
tet. Indien hat erst kürzlich ein Han-
delsabkommen mit der Junta unter-
schrieben. Diese und andere Regie-
rungen sollten darauf aufmerksam
gemacht werden, dass sie mit einem
nicht-legitimierten Regime verhan-
deln. Die Gültigkeit jeglicher Verträge
muss konsequenterweise in Frage
gestellt werden.

Für die Menschen in Burma
ist es wichtig zu verhindern, dass das
Regime weitere Handelsverträge ab-
schließt. Angesichts ihrer Verzweif-
lung wird die Junta vermutlich auch
die ungünstigsten und unvorteilhaf-
testen Vertragsbedingungen in Kauf
nehmen, um Handel und Investitio-
nen in Gang zu bringen. Dies jedoch
bedeutet, dass der einfache Burmese
in doppelter Hinsicht gefangen sein
wird. Er wird nicht nur gegen das un-
terdrückende Militärregime zuhause
zu kämpfen haben, sondern darüber
hinaus gegen ein höchst unfaires und
ausbeuterisches Handelssystem auf
regionaler und internationaler Ebene.
Eine solche Aussicht wird das Leid
des burmesischen Volkes nur weiter
intensivieren. Es sollte alles getan
werden, das abzuwenden. !
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